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Bebauungsplan Nr. 8 "Wohnbebauung Unterdorf Süd", frühzeitige Beteiligung 
Hier: Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde, LK LUP 
 
 
Sehr geehrte Frau Siraf, 
 
nachstehend erhalten Sie die Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde. 
 
 
Für Rückfragen stehe ich Ihnen gern zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
im Auftrag 
 
gez. Mareike Damm 
Sachbearbeiterin Eingriffe/Gehölzschutz 
 
Dieses Schreiben gilt ohne Unterschrift. 
 
Anlage Stellungnahme 
 
Cc: Herr Ziegler, LK LUP ; carsten.ziegler@kreis-lup.de 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

Amt Crivitz 
Frau Siraf 
 
 
PA nur per Mail  

Der Landrat des Landkreises Ludwigslust-Parchim 

als untere Naturschutzbehörde 
 

Organisationseinheit 
Fachdienst Umwelt  
 

Ansprechpartner 
Frau Mareike Damm 

Telefon 03871 722-6818 Fax 03871 722-77-6818 

E-Mail mareike.damm@kreis-lup.de 
 

http://www.kreis-lup.de/
mailto:rechnung@kreis-lup.de
mailto:carsten.ziegler@kreis-lup.de
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B-Plan Nr. 8 „Wohnbebauung Unterdorf Süd“ der Gemeine Raben Steinfeld, BP 220094 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB haben folgende 
Unterlagen zur Prüfung vorgelegen: 

- Vorentwurf der Begründung mit Umweltbericht, Planungsbüro Hufmann, Stand November 
2022 

- Vorentwurf der Satzung zum B-Plan Nr. 8 „Wohnbebauung Unterdorf Süd“ der Gemeine 
Raben Steinfeld bestehend aus  
o Teil A Planzeichnung, Planungsbüro Hufmann, Stand November 2022 
o Teil B Text, Planungsbüro Hufmann, Stand November 2022 

 
Damit der Genehmigungsfähigkeit des B-Plan Nr. 8 „Wohnbebauung Unterdorf Süd“ der 
Gemeine Raben Steinfeld aus naturschutzrechtlicher Sicht keine Bedenken entgegenstehen, 
sind die nachfolgend genannten Punkte in der weiteren Planung zu berücksichtigen 
 
 
Stellungnahme aus Sicht des Naturschutzes und der Landschaftspflege  
(Mareike Damm, Tel.03871-722-6818, E-Mail: mareike.damm@kreis-lup.de) 
 
1. Gemäß Umweltbericht liegt für das angrenzende EU-Vogelschutzgebiet DE 2235-402 

„Schweriner Seen“ eine Natura2000-Vorprüfung mit Stand November 2022 vor. Die 
Natura2000-Vorprüfung ist jedoch nicht Bestandteil der vorgelegten Planunterlagen. Das in 
der allgemein verständlichen Zusammenfassung zitierte Ergebnis der Natura2000-
Vorprüfung kann daher nicht geprüft werden. Die Natura2000-Vorprüfung ist nachzureichen. 
 

2. In der Begründung ist eine ausführliche Flächenbilanz zu ergänzen. Es sind nicht nur WA- 
und Verkehrsflächen, sondern auch Grünflächen und ggf. weitere anzugeben. Die Angaben 
der WA-Flächen variieren innerhalb der Planungsunterlagen und sind zu korrigieren bzw. 
abweichende Angaben zu begründen. 
 

3. Die zum Erhalt festgesetzte Baumreihe im Süden und Osten ist von jeglicher Bebauung 
freizuhalten. Die untere Naturschutzbehörde lehnt eine Ausnahme für bis zu 10 m² große 
„Gartenhäuser“ ab.  
Gemäß Umweltbericht ist die Baumreihe als Grünfläche mit Zweckbestimmung Hausgarten 
ausgewiesen. Die Planzeichnung gibt diese Festsetzung jedoch nicht wieder.  
Erfahrungsgemäß führt die private Nutzung einer zum Erhalt festgesetzten Gehölzfläche zu 
Konflikten und nachgelagerten (zum Teil ungenehmigten) Beseitigungen von Bäumen. Die 
Abstände der zum Erhalt festgesetzten Flächen zur Baugrenze betragen lediglich 5 bis 15 m.  
Weitere Beeinträchtigungen der Bäume können sich durch Ablagerungen, Aufschüttungen, 
Verdichtungen und Trittschäden an Wurzeln im Zuge der zukünftigen privaten 
Gartennutzung ergeben. Durch geeignete Festsetzungen im B-Plan ist der dauerhafte Erhalt 
der Baumreihe zu sichern. 
Abgehende und beseitigte Bäume der Baumreihe sind mit einer Mindestpflanzqualität von 
16-18 cm Stammumfang, standortgerechter Laubbaum, mindestens 3x verpflanzt nach zu 
pflanzen. Eine entsprechende Festsetzung ist in den Planunterlagen zu ergänzen. 
 

4. Die Eingriffsbilanzierung ist grundlegend zu überarbeiten: 
 
Gemäß Umweltbericht Kap. 3.3 befindet sich im Norden des Geltungsbereiches eine 
Zierhecke aus Hartriegel. Bei Überlagerung von Luftbild und Grenze des Geltungsbereiches 
liegt die Zierhecke innerhalb des Geltungsbereiches. Diese Bestandsbeschreibung spiegelt 
sich in der Abbildung Biotopkartierung, Umweltbericht Kap. 5.2, und auch in der 
nachgelagerten Eingriffsbilanzierung nicht wieder. Die untere Naturschutzbehörde bittet um 
Klarstellung. 

mailto:mareike.damm@kreis-lup.de
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Im Umweltbericht Kap. 3.3 wird der Bestand im Geltungsbereich u.a. folgendermaßen 
beschrieben: Im südlichen Bereich des Planungsgebietes befinden sich auf einer Länge von 
ca. 200 m ca. 35 Eichen und drei Buchen, sowie vereinzelt Gebüsche aus Holunder und 
Weißdorn. Entlang der Erschließungsstraße lassen sich neun Buchen und eine Eiche 
kartieren, die in der Strauchschicht durch Brombeersträucher begleitet werden. 
Diese Bestandsbeschreibung spiegelt sich in der Abbildung Biotopkartierung, Umweltbericht 
Kap. 5.2, und auch in der nachgelagerten Eingriffsbilanzierung nicht wieder. Der Bereich um 
die Bäume herum muss nach der Beschreibung eher als Ruderalflur (RHU) angesprochen 
werden. 
Aus Sicht der unteren Naturschutzbehörde sollten die zum Erhalt festgesetzten Baumreihen 
jedoch als Grünflächen dargestellt und vollständig aus der Eingriffsbilanzierung 
herausgenommen werden. Derzeit ist der Bereich unter den Baumreihen in der Farbgebung 
der WA dargestellt. Daraus leitet sich ab, dass dieser Bereich als GMA in die Bilanzierung 
eingeflossen ist. Da diese Bereiche aber von jeglicher Bebauung freibleiben und auch in der 
Nutzung deutlich eingeschränkt werden sollen, kann eine Eingriffsbilanzierung hier entfallen. 
Voraussetzung ist dafür eine Darstellung als Grünfläche in der Planzeichnung und eine 
entsprechende Reglementierung der zulässigen Nutzung. 
Aus Sicht der unteren Naturschutzbehörde muss auch die Fläche zum Anpflanzen von 
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen nicht in der Eingriffsbilanzierung 
berücksichtigt werden. Es handelt sich jetzt um Grünland und auch durch die Planung 
entsteht hier wieder eine Grünfläche. Voraussetzung ist dafür eine Darstellung als 
Grünfläche in der Planzeichnung und eine entsprechende Reglementierung der zulässigen 
Nutzung. 
 
Die Bilanzierung der Teil-/Vollversiegelung ist fehlerhaft. Im Umweltbericht wird zunächst 
erläutert, dass für die Vollversiegelung in den WA die GRZ von 0,4 einschließlich einer 
möglichen Überschreitung von 50% (also 0,6) zugrunde gelegt wird. Ausgehend von der 
Flächenangabe für WA in der Tabelle zur Biotopbeseitigung (16.847 m²) müssten bei der 
Berechnung der Vollversiegelung der WA demnach 10.108 m² angesetzt werden. Es sind 
jedoch nur 9.833 m². Siehe dazu auch die Ausführungen unter Nr. 2 dieser Stellungnahme. 
Unabhängig von der Richtigkeit der Flächengrößen ist die vorliegende Berechnung 
fehlerhaft. 
Die Erschließungsstraße wird laut Text im Umweltbericht vollversiegelt. In der Tabelle wird 
jedoch nur der Faktor 0,2 für Teilversiegelung angesetzt. 
 
Die Minimierung des Kompensationserfordernisses durch die angenommene Anlage von 
Zierrasen wird von der unteren Naturschutzbehörde nicht anerkannt. Gemäß HzE M-V 2018 
stellt das keine zulässige kompensationsmindernde Maßnahme dar. Von den im 
Maßnahmenblock 8 (Anlage 6 der HzE M-V 2018) aufgeführten Maßnahmen ist keine für die 
Umsetzung im Geltungsbereich des B-Plans geeignet. 
 

5. Die Bilanzierung der Ersatzbäume ist zu überarbeiten. Für die vierstämmige Hainbuche 
wurden zwei Ersatzbäume angesetzt. Einer der Stämmlinge erreicht jedoch einen 
Stammumfang, der zwei Ersatzbäume rechtfertigt. Demnach sind für die vierstämmige 
Hainbuche drei Ersatzbäume anzusetzen.  
Für die Stieleiche (Lfd.-Nr. 5) ist hingegen kein Ersatz erforderlich, da ihr Stammumfang 
unter 100 cm liegt. Der Schutz von Einzelbäumen und damit auch die 
Kompensationsverpflichtung greift gemäß § 18 NatSchAG M-V erst ab einem Stammumfang 
von mindestens 100 cm. 
 
Vor Satzungsbeschluss sind die Standorte für die Ersatzpflanzungen konkret zu benennen. 
Die Pflanzqualität sowie Herstellung und Unterhaltung der Pflanzungen haben sich nach den 
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Maßnahmen 2.11 oder 2.12 der HzE M-V 2018 zu richten und sind verbindlich als textliche 
Festsetzung in den Textteil B des B-Plans aufzunehmen. 
 

6. In der Festsetzung 7.8 sind Ausführungen zum Schutz von Grünflächen enthalten. 
Grünflächen sind im Bebauungsplan jedoch nicht festgesetzt. Ein erforderlicher Schutz der 
Gehölzbestände durch einen Bauzaun ist entsprechend eindeutig festzusetzen (Verweis auf 
DIN 18920 und RAS-LP04).   
 

7. Für die Erschließung des Gebiets ist eine Alternativenprüfung durchzuführen und 
nachvollziehbar darzulegen. Ggf. kann die Erschließung des Gebiets über die vorhandene 
Zufahrt der Adebarstraße erfolgen und damit einige Baumfällungen vermieden werden.  
 

8. Im westlichen Teil des Geltungsbereiches (Grundstücke 09-12) liegen nach Datenlage der 
unteren Naturschutzbehörde Moorböden vor. Im weiteren Planungsverlauf ist darzulegen wie 
umfangreich und mächtig die Vorkommen sind und welche Auswirkungen die geplante 
Bebauung auf die Moorböden hat.  
Sofern es zu Eingriffen in Moorböden kommt, ist dies bei der Eingriffs-
Ausgleichsbilanzierung zu berücksichtigen. Es könnte zum Beispiel anstelle des im 
Umweltbericht genannten Ökokontos SCH-023 „Ackerumwandlung in Extensivgrünland 
östlich des Roggendorfer Moores“ das Ökokonto SCH-017 „Niedermoorrenaturierung 
südwestlich des Roggendorfer Moores“ verwendet werden. 
 

9. Vor Satzungsbeschluss ist der unteren Naturschutzbehörde ein Nachweis, mindestens aber 
eine Reservierungsbestätigung, über den Erwerb der erforderlichen Ökokontopunkte 
vorzulegen.  
Die Kompensation durch den Kauf von Ökopunkten mit Benennung der erforderlichen 
Ökopunkte sowie des Ökokontos ist durch eine Festsetzung in Teil B verbindlich 
aufzunehmen.  

 
 
Stellungnahme zum speziellen Artenschutz nach § 44 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz  
(Heide Beese, Tel.03871-722-6838, E-Mail: heide.beese@kreis-lup.de) 
 
Die artenschutzrechtliche Auseinandersetzung wurde innerhalb des Umweltberichtes 
vorgenommen. Diese ist jedoch nicht vollständig und somit nicht prüffähig. Die nachfolgenden 
Belange sind im weiteren Planverfahren zu berücksichtigen.  
 
Eingriffsregelung und Artenschutz  
Für besonders geschützte Arten, die nicht europarechtlich geschützt sind, gelten die 
artenschutzrechtlichen Verbote für Vorhaben in Gebieten mit Bebauungsplänen nicht (§ 44 Abs. 
5 Satz 5 BNatSchG), die Berücksichtigung des Artenschutzes erfolgt bei diesen Arten jedoch im 
Rahmen der bauplanungsrechtlichen Eingriffsregelung (vgl. § 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG, § 1a 
Abs. 3 BauGB). Insofern ein Vorhaben als „zugelassener Eingriff“ gilt, sind demnach faunistische 
Belange aller anderen, national geschützten Arten im Rahmen der Bearbeitung der 
Eingriffsregelung (siehe u.a. Hinweise zur Eingriffsregelung, Anlage 1, Schutzgut Arten und 
Lebensgemeinschaften) zu betrachten und insofern erforderlich über Auflagen oder 
Maßnahmenfestlegungen (B-Plan, LBP etc.) zu berücksichtigen. Es ist somit nicht hinreichend im 
Umweltbericht unter der Schutzgut Pflanzen und Tiere alleinig auf die nach § 44 Abs. 5 
BNatSchG zu betrachtenden Arten einzugehen.  
 
Zur artenschutzrechtlichen Betrachtung 
Der Untersuchungsraum muss die Effekt- und Fluchtdistanzen von Vogelarten berücksichtigen. 
So sind mögliche Auswirkungen- u.a. Verdrängungen von Arten auch außerhalb des 
Plangeltungsbereiches- plausibel und fachlich begründet darzulegen.  
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Die bau-, anlage-, und betriebsbedingten Auswirkungen auf die gesetzlich geschützten Arten, 
eventuell erforderlich werdende Maßnahmen sowie die Ergebnisse der artenschutzrechtlichen 
Prüfung sind gegenüber der unteren Naturschutzbehörde plausibel, fachlich begründet und 
vorhabenbezogen darzulegen. Hinsichtlich der baubedingten Wirkungen sind neben dem 
eigentlichen Vorhabengebiet auch Baustraßen, erforderliche temporäre Lagerflächen sowie 
Flächen für die Baustelleneinrichtungen, insofern diese sich auf Flächen außerhalb des 
Plangeltungsbereiches beziehen können in die Betrachtung der artenschutzrechtlichen Belange 
einzubeziehen.  
 
Wird lediglich, wie hier, eine Potentialabschätzung vorgenommen, so ist diese konsequent als 
Worst-Case-Betrachtung durchzuführen. Dabei sind anhand der Biotopausstattung alle dort 
potentiell möglichen relevanten Arten auch unter Berücksichtigung von Effekt- und 
Fluchtdistanzen zu berücksichtigen. Dies kann dazu führen, dass auf der Basis einer 
Potentialabschätzung festzulegende Vermeidungs- und/ oder CEF- Maßnahmen, entbehrlich 
wären, wenn eine hinreichende Erfassung vorgenommen worden wäre. Dieses Risiko trägt der 
Vorhabenträger. 
 
Die artenschutzrechtliche Prüfung ist in Anlehnung an den Artenschutzleitfadens M-V 
vorzunehmen. Für prüfungsrelevante Arten sind die Formblätter des Artenschutz- Leitfadens zu 
verwenden: http://www.lung.mv-
regierung.de/dateien/artenschutz_leitfaden_planfeststellung_genehmigung.pdf 
 
CEF- und Ausgleichsmaßnahmen mit bodenrechtlichem Bezug sind im Text Teil B hinreichend 
zu erläutern, eindeutig zu benennen, verbindlich festzusetzen und insofern verortbar, in der 
Planzeichnung A darzustellen. Vermeidungsmaßnahmen sind hinreichend zu erläutern, eindeutig 
zu benennen und in den Text Teil B mind. als Hinweis aufzunehmen.  
Insofern erforderlich sind aus naturschutzfachlicher Sicht notwendige, jedoch nach Baurecht  
nicht verbindlich festsetzbare Maßnahmen vertraglich oder über Baulasten gesondert zu regeln.  
 
Nähere Hinweise zum Artenschutz, insbesondere auch zu PV- Anlagen, sind den publizierten 
Arbeitshilfen des Landesamtes für Umwelt, Naturschutz und Geologie zu den 
artenschutzrechtlichen Zugriffsverboten u.a. unter https://www.lung.mv-
regierung.de/dateien/artenschutz_merkblatt_bauleitplanung.pdf zu entnehmen. 
Datenabfragen zum Vorkommen besonders bzw. streng geschützter Arten oder Anfragen zur 
Bereitstellung digitaler Daten sind beim Landesamt für Natur Umwelt und Geologie (LUNG M-V) 
zu stellen. 
 
Ausweichen von Arten in angrenzende Lebensräume  
Ein Ausweichen eventuell betroffener Arten auf andere Biotope kann nicht angenommen werden, 
da ohne faunistische Nachweise davon auszugehen ist, dass diese potentiellen Reviere bereits 
besetzt sind. Der Verbotstatbestand der Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten tritt 
nicht ein, solange deren ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang weiterhin- heißt 
ununterbrochen- erfüllt wird (§44 Abs. 5 BNatSchG).  
Diese Einschränkung in der Gesetzgebung führt in der Planungspraxis häufig dazu, dass ohne 
vertiefte Prüfung das Vorhandensein von Ausweichmöglichkeiten für viele Arten pauschal 
angenommen wurde. Insbesondere bei stenotopen, gefährdeten Arten ist ein „Ausweichen“ in 
vermeintlich freie Habitate kaum valide prognostizierbar. Aus Gründen der Planungssicherheit ist 
gerade bei solchen Arten ansonsten davon auszugehen, dass alle vorhandenen Habitate bereits 
besiedelt sind. Folgerichtig könnte der durchgehende Erhalt der ökologischen Funktion für diese 
Arten nur durch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen – continuous ecological 
functionality-measures) sichergestellt werden (Quelle: NUL 08/2012).  
 
 

https://www.lung.mv-regierung.de/dateien/artenschutz_merkblatt_bauleitplanung.pdf
https://www.lung.mv-regierung.de/dateien/artenschutz_merkblatt_bauleitplanung.pdf
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Die benannte Relevanzprüfung ist den Unterlagen nicht zu entnehmen. Dabei sind auch 
Höhlenbrüter zu betrachten.  
  
Brutvögel 
Es wird ausgeführt, dass sämtliche Rodungsarbeiten sowie das Beräumen der sonstigen 
Vegetationsstrukturen- dies schließt die Beseitigung der Grasnarbe ein- außerhalb der Brutzeit 
erfolgen soll, und dies bereits im §39 (Anmerkung hier ist sicher das Bundesnaturschutzgesetz 
gemeint), geregelt sei und als Hinweis aufgenommen wird. Unter dem Abschnitt „Maßnahmen 
zur Vermeidung“ und in den Hinweisen wird jedoch nur auf die Beseitigung von Gehölzen 
eingegangen.  
 
§ 39 Absatz 5, Satz 1 Nr. 2 BNatSchG bezieht sich ausschließlich auf die Beseitigung und den 
Rückschnitt von Gehölzen. Um hier einen rechtssicheren Umgang zu ermöglichen, wird 
empfohlen, bezüglich einer Bauzeitenregelung folgende Formulierungen als Hinweise 
aufzunehmen:  
 
Der Baubeginn (Baustelleneinrichtung, Baufeldberäumung, Beseitigung der obersten 
Vegetationsschicht etc.), ist nur in der Zeit vom 01.10 bis 28.02 vorzunehmen. Ausnahmen sind 
zulässig, sofern der unteren Naturschutzbehörde der gutachterliche, schriftliche Nachweis durch 
den Verursacher erbracht wird, dass im artenschutzrechtlich relevanten Umkreis der für die 
Baumaßnahmen in Anspruch genommenen Flächen keine Brutvögel brüten und keine 
Fledermausquartiere in Bäumen vorhanden sind. Dazu sind die Flächen und ggf. Gehölze durch 
einen Fachgutachter vor Beginn der Maßnahmen zu kontrollieren.  
Insofern Vergrämungsmaßnahmen (z.B. Flatterbände) vorgesehen sind, müssen diese ab 01.03 
eingerichtet werden, müssen mindestens zum Beginn der Erdarbeiten erhalten bleiben und 
dürfen nicht länger als drei Monate ohne Bautätigkeiten durchgeführt werden.  
Bei Unterbrechungen der Bautätigkeiten während der Brutzeit (1.03 bis 31.09), welche länger als 
8 Tage anhalten, sind ebenfalls geeignete Vergrämungsmaßnahmen zu ergreifen. 
Bei Feststellung möglicher artenschutzrechtlich relevanter Beeinträchtigungen sonstiger 
besonders geschützter Arten sind die Arbeiten sofort zu unterbrechen, die untere 
Naturschutzbehörde ist zu informieren und die weiteren Maßnahmen sind mit der unteren 
Naturschutzbehörde abzustimmen.  
 
Der pauschalen Einschätzung: „Baubedingte Störungen gelten als temporär und nicht nachhaltig“ 
kann aus artenschutzfachlicher Sich nicht für alle Brutvogelarten gefolgt werden. 
 
Den Darlegungen: „Mit der Überplanung der bereits anthropogen bzw. intensiv genutzten 
Grünlandfläche erfolgt keine Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Gehölz- und 
Bodenbrütern. Ein Brüten direkt neben bewohnten Gebäuden bzw. auf einer landwirtschaftlich 
genutzten Grünlandfläche wird ausgeschlossen. Schutz-möglichkeiten für Vögel sind nicht 
vorhanden. Es handelt sich um einjährig genutzte Brutstätten“ 
kann aus artenschutzfachlicher Sich nicht gefolgt werden. Die Fluchtdistanzen einiger, auch 
wertgebender Vogelarten, betragen 10 - 50 m, so dass im Vorhabengebiet auf den 
angrenzenden Grünlandflächen durchaus Bruthabitate vorkommen können. Auch wenn 
Bruthabitate nur einjährig genutzt werden, ist mit der Bebauung ein dauerhafter Flächenverlust 
und somit (worst case Annahme) der Verlust von Brutrevieren verbunden. Dieser ist bei 
wertgebenden Arten ggf. auszugleichen (siehe zum Ausweichen auf angrenzende 
Lebensräume). Weiterhin sind Ergänzungen zu Höhlenbrütern vorzunehmen, diese nutzen ihre 
Brutstätten häufig mehrjährig.   
 
Fledermäuse 
Es ist den Unterlagen nicht zu entnehmen, inwiefern eingehende Untersuchungen der 
grundsätzlich durchaus geeigneten Gehölze hinsichtlich möglicher Quartiere erfolgten. Die hier 
vorgenommenen Einschätzungen sind somit zu verifizieren. 
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Reptilien 
Hier wird vom Änderungsbereich gesprochen. Es handelt sich jedoch um eine Neuaufstellung. 
Ansonsten wird der Einschätzung gefolgt. 
 
Amphibien 
Der gutachterlichen Einschätzung, dass sich innerhalb des Plangebietes keine maßgeblichen 
Habitate für die Artengruppe befinden, kann aus artenschutzfachlicher Sicht nicht gefolgt werden. 
Die genannten Gewässer, insbesondere ein Graben sowie ein Fischteich befinden sich in 
weniger als 100 m Entfernung zum Plangebiet. Amphibien überwinden grundsätzlich wesentlich 
längere Strecken zu Laichgewässern. Unter Berücksichtigung einer worst case Betrachtung kann 
ohne nähere Betrachtung- insbesondere eine Bedeutung der Gehölze mit ihren Randbereichen- 
als potentielle Winter- und Sommerlebensräume nicht ausgeschlossen werden. Eine bloße 
anthropogene Beeinflussung (auch hier nicht näher erläutert sondern als „anthropogene Nutzung 
des Grünlandes“ formuliert) schließt eine Bedeutung des Vorhabengebietes für die Artengruppe 
nicht von vornherein aus. Somit wären ggf. auch potentielle Wanderkorridore zu betrachten.  
 
Käfer  
Im Bereich Raben Steinfeld sind Vorkommen des Eremiten sowie des Heldbockes bekannt.  
Es ist den Unterlagen nicht zu entnehmen, inwiefern Untersuchungen der vorhandenen Gehölze 
hinsichtlich möglicher Lebensräume erfolgten. Die Feststellung, dass der planungsrelevante 
Bereich, und insbesondere die Bäume kein geeignetes Habitat für Käferarten darstellen würde, 
ist hinreichend plausibel und fachlich zu begründen. 
 
Hinweise  
Baugruben sind regelmäßig zu kontrollieren. Vorgefundene Tiere (insbesondere Amphibien, 
Reptilien oder Säugetiere) in den Baugruben/ Baufeld sind zu bergen und so in geeignete 
Habitate zu verbringen, dass ein Einwandern in das Baufeld und somit eine Tötung der Tiere 
ausgeschlossen wird. Baugruben sind abends so abzudecken, dass keine Tiere hineinfallen 
können. Alternativ sind Ausstiegshilfen (breite Bretter o.ä). über Nacht in den Baugruben 
anzubringen.  

 
Aufgrund gesetzlicher Neuregelungen (Gesetz zum Schutz der Insektenvielfalt in Deutschland 
und zur Änderung weiterer Vorschriften, Vom 18. August 2021), durch Ergänzungen des 
Bundesnaturschutzgesetzes wird auf diese Belange nachfolgend hingewiesen („§ 41a BNatSchG 
Schutz von Tieren und Pflanzen vor nachteiligen Auswirkungen von Beleuchtungen. 
 
















